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Von Guido Bohsem

Wahltage sind die Feiertage der Demokratie. 
Der Souverän spricht und entscheidet über 
den Kurs des Landes. Wenn also die Bürger 
eines Staates eine neue Regierung wählen 
oder ein neues Oberhaupt, muss das würdig 
und korrekt ablaufen. Dass das in der Ukraine 
nicht ohne Einschränkungen gelingen kann, 
ist offenkundig. Was ist mit den Wählern in 
den russisch besetzten Gebieten? Was ist mit 
den Wählern in den umkämpften Frontstäd-
ten? Bleiben die außen vor oder werden sie 
einbezogen? Wie verhindert man, dass die 
russische Armee gezielt Wahllokale ins Vi-
sier nimmt?

Der ukrainische Präsident Wolodymyr 
Selenskyj weiß sehr genau, dass die Verfas-
sung ihm das Recht gibt, Wahlen in Kriegs-
zeiten zu verschieben, und er weiß auch, 
welche Probleme es seinem Land derzeit be-
reiten würde, sie trotzdem abzuhalten. Man 
kann seine Ankündigung also getrost als tak-
tisches Manöver deuten, mit dem er den Ball 
an US-Präsident Donald Trump zurück-
spielt, der die Forderung nach Neuwahlen 
beständig wiederholt. Das wird Selenskyj 
und seinem Land eine  Atempause verschaf-
fen, mehr aber auch nicht. Tatsächlich wären 
Neuwahlen nach den Korruptionsvorwürfen 
dringend nötig. Würde Selenskyj sie gewin-
nen, hätte er ein unbestreitbares Mandat, 
sein Land in die nächste Phase des Krieges zu 
führen. Er könnte so die  Ukrainer besser auf 
die schmerzhaften Zugeständnisse vorberei-
ten, die ein Friedensschluss bringen wird. 

Ein geschickter 
Schachzug Selenskyjs
Der ukrainische Präsident zeigt sich für 
Neuwahlen offen. Es handelt sich wohl 
um ein taktisches Manöver.

Rom/KIew/Berlin. Nach Kritik von US-Prä-
sident Donald Trump hatte sich der ukraini-
sche Präsident Wolodymyr Selenskyj grund-
sätzlich zu Neuwahlen bereit erklärt – trotz 
der Kriegszeiten. „Ich bin bereit für Wahlen“, 
sagte Selenskyj. Er betonte aber ebenfalls, 
dass die Organisation von Wahlen von der Si-
cherheitslage in der Ukraine abhänge. Der 
Vorwurf, dass der Krieg mit Russland nicht 
ende, weil er sich ans Präsidentenamt klam-
mere und die Macht nicht abgeben wolle, sei 
falsch. Er werde die Abgeordneten jedoch 
darum bitten, „Vorschläge zur Möglichkeit 
einer Änderung der gesetzlichen Grundla-
gen und des Wahlgesetzes während des 
Kriegsrechts“ auszuarbeiten. 

Er sei auch während des laufenden Krie-
ges zu Wahlen innerhalb von 60 bis 90 Tagen 
bereit, sagte Selenskyj –  aber nur, wenn die 
USA und Europa die Sicherheit des Landes 
gewährleisten, also Schutz vor künftigen Ag-

gressionen Russlands garantieren.  Trump 
hatte die Ukraine  zu Neuwahlen gedrängt. 

Vor diesem Hintergrund   kommen Vertre-
ter der Koalition der Willigen heute  in einer 
Videokonferenz zusammen. Bei dem virtuel-
len Treffen unter Vorsitz von Frankreich und 
Großbritannien soll es in erster Linie um die 
Sicherheitsgarantien für die Ukraine und 
den US-Beitrag gehen. Zur Koalition der Wil-
ligen zur Unterstützung der Ukraine zählen 
etwa 30 überwiegend europäische Länder.

Indes hält der frühere ukrainische Bot-
schafter in Deutschland, Andrij Melnyk, 
Wahlen in seinem Land ohne eine Waffenru-
he für unrealistisch. Er könne sich nicht vor-
stellen, dass Wahlen abgehalten werden, 
während die Ukraine „jeden Tag und vor al-
lem jede Nacht“ mit Raketen und Drohnen 
angegriffen werde, so Melnyk. Eine Waffen-
ruhe sei „das Gebot der Stunde“. dpa/AFP/red
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Ukraine: Selenskyj erklärt 
sich zu Wahlen bereit
Der Präsident des von Russland angegriffenen Landes reagiert 
unerwartet  auf Trumps Drängen, fordert aber Sicherheitsgarantien.

Karlsruhe. Im Streit über bestimmte Ries-
ter-Verträge hat der Bundesgerichtshof 
(BGH) in Karlsruhe  zugunsten der Kunden 
entschieden. Eine Versicherung darf den 
Rentenfaktor in einer fondsgebundenen 
Riester-Rentenversicherung demnach in 
schlechten Phasen nicht senken, wenn nicht 
gleichzeitig vorgesehen ist, dass er in besse-
ren Zeiten wieder steigt. Ein zentrales Prob-
lem, befindet der  BGH. Das Urteil dürfte Sig-
nalwirkung haben –  Verbraucherschützern 
zufolge sind solche Klauseln weit verbreitet. 
(Az. IV ZR 34/25)

Mit der Riester-Rente fördert der Staat 
seit 2002 den Aufbau einer privaten Alters-
vorsorge. Vor dem BGH ging es um fondsge-
bundene Riester-Rentenversicherungen. 
Das bedeutet, dass ein Teil der Beiträge in In-
vestmentfonds angelegt wird.  AFP

Riester-Verträge: 
einseitige Klausel 
nicht rechtens
Eine bestimmte Klausel benachteiligt 
Kunden, findet der Bundesgerichtshof 
– von dem Urteil geht ein Signal aus.

Stuttgart. Vor der entscheidenden  Ab-
stimmung zum defizitären Doppelhaushalt 
2026/2027 hat der Stuttgarter Gemeinderat  
in zweiter Lesung die Erhöhung der Gewer-
besteuer beschlossen. Sie soll von 2026 an  
bis 2030 um zehn Punkte auf 430 Prozent 
steigen, was im Doppeletat  zu Mehreinnah-
men von  35 Millionen Euro führen könnte.  

Die Entscheidung fiel  in nichtöffentlicher 
Sitzung gegen FDP, Freie Wähler, AfD und 
OB Frank Nopper (CDU). Sie muss in der drit-
ten Lesung am 19. Dezember bestätigt wer-
den. Die IHK kritisiert die absehbare Ent-
wicklung  und warnt vor Arbeitsplatzverlus-
ten.   Die Verwaltung hatte statt der Gewerbe- 
eine Grundsteuererhöhung vorgeschlagen. 
Für diese votierte dem Vernehmen nach ein-
zig der Oberbürgermeister. ks

In Stuttgart soll  
Gewerbesteuer 
2026 steigen
Die Landeshauptstadt erhofft sich 
rund 35 Millionen Euro zusätzlich für 
den hoch defizitären Doppelhaushalt.

Stuttgart. Nach dem tödlichen Zusam-
menstoß nahe einer Stadtbahn-Haltestelle 
in der Stuttgarter Innenstadt haben Ermitt-
ler im Blut des Unfallfahrers Spuren von Ko-
kain gefunden. In einem möglichen Prozess 
dürfte daher vor allem die Frage im Mittel-
punkt stehen, ob der 43-Jährige zum Unfall-
zeitpunkt fahruntüchtig war. Zwei kurz nach 
dem Unfall entnommene Proben hätten Ko-
kain und ein Abbauprodukt ergeben, teilte 
die  Stuttgarter Staatsanwaltschaft mit. dpa

Olgaeck-Unfallfahrer 
mit Kokain im Blut

Stuttgart. Der international renommierte 
Kunsthistoriker Peter Beye, 1969 bis 1994 Di-
rektor der Staatsgalerie Stuttgart, ist tot. 
Dies bestätigte das direkte Umfeld des 1932 
in Berlin Geborenen unserer Zeitung. Beye 
starb demnach am Montag im Alter von 
93 Jahren in Stuttgart. 

In seine Zeit als Direktor der Staatsgalerie 
Stuttgart fallen die Erweiterung des Mu-
seums durch die 1984 eröffnete Neue Staats-
galerie des britischen Architekten James 
Stirling sowie international gewichtige An-
käufe für die Sammlung etwa von Barnett 
Newman, Oskar Schlemmer und Joseph 
Beuys. „Er hat  eine Ära geprägt“, sagte Chris-
tiane Lange,  Direktorin der Staatsgalerie 
Stuttgart, in einer ersten Reaktion. nfb

Museumsdirektor 
Peter Beye  gestorben
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Stuttgart. Der frühere Formel-1-Manager 
Willi Weber (83)  ist  in seiner Stuttgarter Villa 
überfallen und ausgeraubt worden. Das be-
stätigte einer seiner Mitarbeiter gegenüber 
unserer Zeitung.  Drei Männer seien am 
Dienstagabend ins Haus im Wohngebiet 
Kräherwald eingedrungen.  Auch seine Frau 
und eine Haushälterin seien da gewesen, als 
er gefesselt worden sei, sagte der langjährige 
Manager von Formel 1-Weltmeister Michael 
Schumacher der „Bild“-Zeitung. 

„Ich stehe noch völlig unter Schock. Es 
geht mir sehr schlecht“, berichtet Weber 
unserer Zeitung.  Er habe mehrere seiner Tre-
sore öffnen müssen. Die Täter hätten    Uhren, 
Bargeld und Schmuck erbeutet. Der Schaden 
beträgt nach Webers Einschätzung rund eine 
Million Euro. red/dpa

Ex-Manager 
Willi Weber in  
Villa überfallen
Drei Täter rauben den  früheren 
Vertrauten von Formel-1-Weltmeister 
Schumacher in Stuttgart aus.

München. Die neue Grundsteuer ist nach 
Überzeugung des Bundesfinanzhofs (BFH) 
rechtens: Die Münchener Richter wiesen am 
Mittwoch drei Klagen gegen die Steuer als 
unbegründet ab. Eine Vorlage an das Bun-
desverfassungsgericht komme nicht in Be-
tracht. (Az. II R 25/24, II R 31/24 und II R 3/25)  

Auf dem Prüfstand des BFH stand nun zu-
nächst das sogenannte Bundesmodell, das in 
elf der 16 Bundesländer genutzt wird. Zu den 
abweichenden Regelungen der Länder Ba-
den-Württemberg, Bayern, Hessen, Ham-
burg und Niedersachsen sind weitere Klagen 
beim BFH anhängig. Hier sind die Chancen 
nun gesunken. Das gilt insbesondere für den 
Südwesten, der maßgeblich auf den Boden-
richtwert abstellt, gegen dessen Ermittlung 
der BFH keine Bedenken hatte. AFP

Bundesfinanzhof 
bestätigt neue 
Grundsteuer
Richter weisen drei Klagen gegen das 
Bundesmodell ab. Damit sinken auch 
die Chancen für Kläger im Südwesten.Abstiegsangst

im Autoland
BaWü-Check Fast die Hälfte 
der Menschen im Land fürchten, 
dass Stuttgart ein zweites Detroit 
werden könnte.

Von  Annika Grah, Rainer Pörtner 
und Matthias Schiermeyer

Stuttgart. Die angespannte wirt-
schaftliche Lage der Industrie im Süd-
westen löst bei vielen Menschen im Land 
Abstiegssorgen aus.    28 Prozent der Be-
fragten im aktuellen BaWü-Check be-
fürchten, dass es ihnen in fünf Jahren 
wirtschaftlich schlechter gehen wird als 
heute.  Etwa 34 Prozent glauben, dass 

sich nichts ändert. Ledig-
lich 22 Prozent halten 
eine persönliche Verbes-
serung für möglich.  Das 
ist das Ergebnis des aktu-
ellen  BaWü-Checks,  
einer Umfrage des Insti-
tuts für Demoskopie in 

Allensbach im Auftrag der baden-würt-
tembergischen Tageszeitungen.    

Die nicht abreißenden Hiobsbot-
schaften der Automobilhersteller, ihrer 
Zulieferer und der Maschinenbauer ver-
stärken damit die Krisenstimmung der 
Menschen.   Selbst der erfolgsverwöhnte 
Luxusautohersteller  Porsche droht seit  
voriger Woche mit einem umfangrei-

chen Sparpaket. Die Bosch-Belegschaft 
muss betriebsbedingte Kündigungen 
fürchten, wenn  2027 das Jobsicherungs-
programm endet. Jüngste Schreckens-
nachricht ist der Abbau von bis zu 2500 
Stellen bei  Voith. Die Wirtschaftsflaute 
wirkt sich auch auf andere Branchen aus: 
Das Statistische Landesamt dürfte in 
diesem Jahr voraussichtlich die höchste 
Zahl an Insolvenzen seit 2009 verzeich-
nen; besonders betroffen sind  Bau, Han-
del, Gastgewerbe und freie Berufe. 

Der gute Ruf der  Autoindustrie als 
jahrzehntelanger Wohlstandsgarant  ist 
ramponiert: 57 Prozent der Befragten im 
BaWü-Check gaben an, dass sie die Situ-
ation der Branche  stark oder sehr stark 
beunruhigt. 45 Prozent  treibt die Sorge 
um, dass der Region Stuttgart ein ähnli-
cher  Niedergang droht wie der US-Auto-
stadt Detroit.   An die Landesregierung 
adressiert wünscht sich die große Mehr-
heit mehr Einsatz für den Wirtschafts-
standort. Alle großen Parteien haben das 
Thema Wirtschaft und Wohlstandssi-
cherung vor der Landtagswahl am 8. 
März 2026  ganz oben auf ihrer Agenda. 

Die Außensicht ist dagegen  deutlich 
weniger pessimistisch: Der EVP-Frak-
tionsvorsitzende im Europarlament, 
Manfred Weber, sieht Baden-Württem-
berg und Bayern als Vorbilder beim The-
ma Innovation. „Der Süden ist Innova-
tionsmotor in Deutschland. Diesen Spi-
rit brauchen wir für ganz Europa“, sagte 
der CSU-Politiker unserer Zeitung. Der 
Vorstand der EVP-Fraktion tagt zurzeit 
in Heidelberg und fordert eine Innova-
tionsoffensive in der EU.
Leitartikel 

BaWü-
Check

Erwartungen der Befragten
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